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Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Klinger als Vorsitzenden

sowie die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Schwarz, Dr. Floßmann, Dr. Baumann und Dr. Hradil als weitere

Richter in der Mietrechtssache der Antragstellerin Regina S*****, vertreten durch Dr. Etienne Korab, Rechtsanwalt in

Wien, wider die Antragsgegner 1.) Gerhard S*****, und 2.) Herta S*****, beide vertreten durch Dr. Olaf Borodajkewyz,

Rechtsanwalt in Wien, wegen § 27 Abs 1 Z 1 MRG iVm § 37 Abs 1 Z 14 MRG infolge außerordentlichen

Revisionsrekurses der Antragsgegner gegen den Sachbeschluß des Landesgerichtes für Zivilrechtssachen Wien als

Rekursgericht vom 30. September 1997, GZ 40 R 442/97i-12, denDer Oberste Gerichtshof hat durch den

Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Klinger als Vorsitzenden sowie die Hofräte des Obersten

Gerichtshofes Dr. Schwarz, Dr. Floßmann, Dr. Baumann und Dr. Hradil als weitere Richter in der Mietrechtssache der

Antragstellerin Regina S*****, vertreten durch Dr. Etienne Korab, Rechtsanwalt in Wien, wider die Antragsgegner 1.)

Gerhard S*****, und 2.) Herta S*****, beide vertreten durch Dr. Olaf Borodajkewyz, Rechtsanwalt in Wien, wegen

Paragraph 27, Absatz eins, ZiEer eins, MRG in Verbindung mit Paragraph 37, Absatz eins, ZiEer 14, MRG infolge

außerordentlichen Revisionsrekurses der Antragsgegner gegen den Sachbeschluß des Landesgerichtes für

Zivilrechtssachen Wien als Rekursgericht vom 30. September 1997, GZ 40 R 442/97i-12, den

Beschluß

gefaßt:

Spruch

Der außerordentliche Revisionsrekurs der Antragsgegner wird gemäß § 37 Abs 3 Z 16 bis Z 18 MRG iVm § 526 Abs 2

Satz 1 ZPO mangels der Voraussetzungen des § 528 Abs 1 ZPO zurückgewiesen (§ 528a ZPO iVm § 510 Abs 3 ZPO).Der

außerordentliche Revisionsrekurs der Antragsgegner wird gemäß Paragraph 37, Absatz 3, Ziffer 16 bis Ziffer 18, MRG in

Verbindung mit Paragraph 526, Absatz 2, Satz 1 ZPO mangels der Voraussetzungen des Paragraph 528, Absatz eins,

ZPO zurückgewiesen (Paragraph 528 a, ZPO in Verbindung mit Paragraph 510, Absatz 3, ZPO).

Text

Begründung:

Rechtliche Beurteilung

Die Judikatur, wonach die Ablöse von Aufwendungen des weichenden Mieters zur AnschaEung einer als

Ersatzunterkunft vorgesehenen Eigentumswohnung nicht unter das Verbot des § 27 Abs 1 Z 1 MRG fällt, wurde mit der

Entscheidung 5 Ob 2297/96x = immolex 1997, 13/10 = EWr I/27/125 ausdrücklich aufgegeben, sodaß von einem

Judikaturwiderspruch zu dieser Rechtsfrage keine Rede sein kann. In der genannten Entscheidung wurde außerdem

schon sinngemäß ausgesprochen, daß der BegriE der "tatsächlichen Übersiedlungskosten", die der Gesetzgeber vom

Ablöseverbot ausnehmen wollte, bei der heutigen Situation auf dem Wohnungsmarkt eine generelle erweiternde
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Auslegung auf "ErsatzbeschaEungskosten" nicht zuläßt. Unter das Ablöseverbot fallen demnach nicht nur Beträge, die

unmittelbar der Vermögensbildung beim weichenden Mieter dienen, sondern auch damit zusammenhängende

Aufwendungen wie Vertragserrichtungskosten oder öEentliche Abgaben, die beim Erwerb unbeweglichen Vermögens

anfallen.Die Judikatur, wonach die Ablöse von Aufwendungen des weichenden Mieters zur AnschaEung einer als

Ersatzunterkunft vorgesehenen Eigentumswohnung nicht unter das Verbot des Paragraph 27, Absatz eins, ZiEer eins,

MRG fällt, wurde mit der Entscheidung 5 Ob 2297/96x = immolex 1997, 13/10 = EWr I/27/125 ausdrücklich aufgegeben,

sodaß von einem Judikaturwiderspruch zu dieser Rechtsfrage keine Rede sein kann. In der genannten Entscheidung

wurde außerdem schon sinngemäß ausgesprochen, daß der BegriE der "tatsächlichen Übersiedlungskosten", die der

Gesetzgeber vom Ablöseverbot ausnehmen wollte, bei der heutigen Situation auf dem Wohnungsmarkt eine generelle

erweiternde Auslegung auf "ErsatzbeschaEungskosten" nicht zuläßt. Unter das Ablöseverbot fallen demnach nicht nur

Beträge, die unmittelbar der Vermögensbildung beim weichenden Mieter dienen, sondern auch damit

zusammenhängende Aufwendungen wie Vertragserrichtungskosten oder öEentliche Abgaben, die beim Erwerb

unbeweglichen Vermögens anfallen.
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